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Krankheitsbedingter Rücktritt von Prüfungen;
Nachweis Prüfungsunfähigkeit Hochschulprüfungen

Sehr geehrte Damen und Herren,

aus gegebenem An lass weise ich auf die Rechtslage zum Nachweis bei ei-
nem krankheitsbedingten Rücktritt von einer Prüfung hin:

I. Nach gefestigter Rechtsprechung ist die Prüfungsunfähigkeit ein Rechtsbe-
griff, ihr Vorliegen daher eine Rechtsfrage, über die allein die Prüfungsbe-
hörde und nicht die Ärztin bzw. der Arzt zu entscheiden hat. Prüfungsbehörde
in Studiengängen, die mit einer Hochschulprüfung abschließen, sind die nach
den Regelungen der einschlägigen Prüfungsordnung bestellten Prüfungsaus-
schüsse.

Studierende sind aufgrund ihrer Mitwirkungspflichten im Prüfungsverfahren
verpflichtet, die für die Entscheidung der Prüfungsausschüsse maßgeblichen
Befundtatsachen geltend zu machen und nachzuweisen. Der nach gefestigter
Rechtsprechung erforderliche Nachweis für die Umstände, die zu einer Prü-
fungsunfähigkeit führen, ist ein sog. qualifiziertes ärztliches (bzw. amtsärztli-
ches) Attest.

Die Entscheidung, ob eine rechtlich relevante Prüfungsunfähigkeit vorliegt,
müssen die Prüfungsausschüsse auf der Grundlage der ihnen vorliegenden
Erkenntnisse treffen. Das ärztliche (bzw. amtsärztliche) Attest hat dabei die
Funktion, die für die Prüfung relevanten gesundheitlichen Beeinträchtigungen
der zu prüfenden Person sachverständig zu beschreiben und anzugeben,
welche Auswirkungen sich daraus für das Leistungsvermögen in der konkre-
ten Prüfung ergeben. Damit wird eine sachgerechte Beurteilung durch die
Prüfungsausschüsse ermöglicht. Die isolierte Feststellung der Ärztin bzw. des
Arztes, dass die zu prüfende Person prüfungsunfähig ist, ist nicht ausrei-
chend. Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen sind ebenfalls kein hinreichender
Nachweis für das Vorliegen einer Prüfungsunfähigkeit.

Rechtsgrundlage für die Anordnung der Vorlage eines ärztlichen (bzw. amts-
ärztlichen) Attestes ist die jeweilige Prüfungsordnung des betroffenen Studi-
enganges nach § 34 Sächsisches Hochschulfreiheitsgesetz (SächsHSFG).
Gemäß § 34 Absatz 1 Satz 2 Nr. 11 SächsHSFG regeln die Prüfungsordnun-
gen die Form und das Verfahren der Fach- oder Modulprüfung sowie die Fol-
gen von Versäumnissen, Rücktritt, Täuschung und Verstößen gegen Prü-
fungsvorschriften. Hierunter fällt auch die Festlegung, wie der Nachweis bei
einem krankheitsbedingten Rücktritt zu führen ist. Da das durch den verfas-
sungsrechtlich verankerten Gleichbehandlungsgrundsatz geprägte und durch
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die (höchstrichterliche) Rechtsprechung ausgefüllte, materielle Prüfungsrecht dafür das
ärztliche (bzw. amtsärztliche) Attest vorsieht, legen die Prüfungsordnungen dieses zu
Recht als Nachweis fest. Die Anordnung der Beibringung eines hinreichend qualifizierten
ärztlichen (bzw. amtsärztlichen) Attestes dient der Sachaufklärung durch die Prüfungs-
ausschüsse, zu der sie nach dem Verwaltungsverfahrensrecht von Amts wegen ver-
pflichtet sind. Die Notwendigkeit der Angabe von Befundtatsachen in ärztlichen (bzw.
amtsärztlichen) Attesten folgt damit auch aus ihrer verwaltungsverfahrensrechtlichen
Nachweisfunktion.

Da der Nachweis der Tatsachen, die zu einer Prüfungsunfähigkeit führen, zu den Mitwir-
kungspflichten der Studierenden im Prüfungsverfahren gehört und sie dementsprechend
beweisbelastet sind, haben sie auch die Kosten zu tragen, die ggf. durch die (Amts-)
Ärztin bzw. den (Amts-) Arzt für die Ausstellung eines Attestes erhoben werden. Die zu
prüfende Person legt selbst das Attest mit den erforderlichen Angaben bei dem Prüfungs-
ausschuss vor; eine Abfrage des Prüfungsausschusses gegenüber der (Amts-) Ärztin
bzw. dem (Amts-) Arzt erfolgt nicht. Für die Vorlage des Attestes muss die oder der Stu-
dierende die (Amts-) Ärztin bzw. den (Amts-) Arzt von der Schweigepflicht entbunden
haben; andernfalls dad das Attest nicht eingereicht werden. Eine Überprüfung durch die
Prüfungsausschüsse ist nicht erforderlich. Werden Atteste im Prüfungsverfahren zum
Nachweis der Prüfungsunfähigkeit vorgelegt, dürfen die Prüfungsausschüsse davon
ausgehen, dass die Entbindung von der ärztlichen Schweigepflicht in ausreichender
Form im Ärztinnen/Arzt-Patienten-Verhältnis durch die Studierenden erfolgt ist.

II. Zur Umsetzung der Anforderungen an ärztliche Atteste bieten einige Hochschulen
Formulare für den Nachweis der Prüfungsunfähigkeit („ärztliche Bescheinigung") zur Nut-
zung durch die Studierenden an. Diese können helfen, das Nachweisverfahren für die
Studierenden zu erleichtern. Ein Formzwang zur Nutzung dieser ärztlichen Bescheini-
gungen durch die Studierenden existiert jedoch nicht. Der Nachweis der Prüfungsunfä-
higkeit kann immer auch formlos mit einem eigenen Attest der ausstellenden Ärztin bzw.
des ausstellenden Arztes erbracht werden. Amtsärztinnen und Amtsärzte geben in der
Regel auf eigenen Formularen Auskunft.

Wenn Sie lhren Studierenden ein Formblatt zur Nutzung anbieten wollen, verwenden Sie
bitte zukünftig das Formblatt im Anhang. Es ist mit der Sächsischen Datenschutz- und
Transparenzbeauftragten abgestimmt. Damit ist sichergestellt, dass es auch den daten-
schutzrechtlichen Anforderungen genügt.

Bitte informieren Sie lhre Prüfungsausschüsse noch einmal über die Rechtslage und
stellen sicher, dass die rechtlichen Anforderungen umgesetzt werden. Die Prüfungsaus-
schüsse sind verpflichtet, die oben genannten Maßstäbe zur ordnungsgemäßen Erfül-
lung ihrer gesetzlichen Aufgaben zu beachten.

Mit freundlichen Grüßen

Need Busc - ahrinkrug
Leiter des Referates
Hochschulrecht und Grundsatzangelegenheiten

Anlaqe

Freis taat

SACHSEN

Seite 2 von 2



 
 

 

 
  
 
 

Ärztliche Bescheinigung 
 

Zur Vorlage beim Prüfungsausschuss 
 
Erläuterungen für die Ärztin/den Arzt: 

 

Wenn eine Studentin oder ein Student aus gesundheitlichen Gründen nicht zu einer Prüfung 
erscheinen kann, sie abbricht oder nach Beendigung von ihr zurücktritt, ist sie bzw. er gemäß 
# § XY PO des Studienganges XY # verpflichtet, dem zuständigen Prüfungsausschuss die 
vorgetragene gesundheitliche Beeinträchtigung glaubhaft zu machen. Zu diesem Zweck be-
nötigt die betroffene Person – unter Entbindung von der ärztlichen Schweigepflicht – ein ärzt-
liches Attest, das es dem Prüfungsausschuss erlaubt, aufgrund der Angaben der Ärztin oder 
des Arztes als medizinischem Sachverständigen die Rechtsfrage zu beantworten, ob eine Prü-
fungsunfähigkeit vorliegt. Die Beantwortung der Rechtsfrage, ob die nachgewiesene gesund-
heitliche Beeinträchtigung eine Prüfungsunfähigkeit zur Folge hat und damit den Abbruch der 
Prüfung oder den Rücktritt von der Prüfung rechtfertigen kann, ist grundsätzlich nicht die Auf-
gabe der Ärztin oder des Arztes, sondern vom Prüfungsausschuss zu entscheiden. Für die 
Beurteilung durch den Prüfungsausschuss reicht es nicht aus, wenn die ärztliche Be-
scheinigung lediglich die Prüfungsunfähigkeit attestiert. Notwendig ist die Beschrei-
bung der für die Prüfung relevanten, konkreten gesundheitlichen Beschwerden und Be-
einträchtigungen der zu prüfenden Person sowie die Angabe, welche Auswirkungen 
sich daraus für ihr Leistungsvermögen in der konkreten Prüfung ergeben. Die genaue 
Bezeichnung der Krankheit ist nicht erforderlich. Hinweis: Die ärztliche Bescheinigung 
kann auch formlos erstellt werden, soweit sie die nachfolgendend erfragten Angaben enthält. 

 

Angaben zur untersuchten Person: 
 

 

.................................................................................................................................................... 
Name, Vorname Geburtsdatum: 

 
.................................................................................................................................................... 
Anschrift 

 

Von der Studentin/dem Studenten auszufüllen! 

Name: ............................................................... 

Matrikelnummer: .............................................. 

Studiengang: ……………………………………. 

Prüfung: ………………………………………….. 
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Erklärung der Ärztin/des Arztes 
 

Meine heutige Untersuchung zur Frage der Prüfungsunfähigkeit bei der o.g. Patientin/dem Pa-
tienten hat aus ärztlicher Sicht folgendes ergeben: 

 
Gesundheitliche Beschwerden und Beeinträchtigung für die Prüfung / Art der Leistungsminde-
rung: 

 
.................................................................................................................................................... 

 
.................................................................................................................................................... 

 
.................................................................................................................................................... 

 

.................................................................................................................................................... 
 
.................................................................................................................................................... 

 
.................................................................................................................................................... 

 
 
 
Stehen die festgestellten gesundheitlichen Beeinträchtigungen in 
Zusammenhang mit einer Prüfungsangst bzw. Prüfungsstress? Ja/Nein 

 
Sind bzw. waren die Krankheitssymptome für die Patientin / den 
Patienten erkennbar? Ja / Nein 

 

Bejahendenfalls, ab wann? 
 
Handelt es sich bei der Gesundheitsstörung um ein sog. 
Dauerleiden (chronische Erkrankung), d.h. mit einer Genesung 
ist in absehbarer Zeit nicht zu rechnen? Ja/Nein 

 
 
Dauer der Krankheit: vom ................................................ bis ................................................ 

 
 
 
 
 

........................................................................ ........................................................................ 
Ort, Datum, Praxisstempel Unterschrift der Ärztin/des Arztes 


